
Richtlinie über die Gewährung einer einmaligen 
Hilfeleistung zur Unterstützung von Opfern schwerer 

Gewaltstraftaten von landesweiter Bedeutung 

Erl. des MJ vom   • September 2024- 301-67/2

1. Opferhilfefonds

Schwere Gewalttaten, insbesondere jene, die aus einer
extremlstischen oder terroristischen Motivation heraus be­
gangen werden, hinterlassen bej den Opfern und ihren 
Famillen körperliche und seelische Ve,wundungen. Von 
einem Moment auf den anderen stehen sie vor einer völlig 
neuen Situation, auf die sie sich einstellen und die sie be­
wältigen müssen. In den ersten Tagen und Wochen sind 
Opfer und Angehörige in besonderem Maß auf praktische 
Hilfe und Unterstützung angewiesen. 

Auch der Staat steht in einer solchen individuellen Aus­
nahmesituation in der Plllcht, den Opfern und Angehörigen 
als Mitglieder unserer Gesellschaft und Bürgerinnen und 
Bürger unseres Landes beizustehen. Dies gilt insbeson­
dere bei Terroranschlägen und Attentaten, deren Absichten 
sich gegen die politischen, verfassungsrechtlichen, wirt­
schaftlichen oder sozialen Grundstrukturen des Staates 
richten. Vor dem Hintergrund des rechtsterroristischen 
Anschlags von Halle (Saale) am 9. Oktober 2019 hat der 
Landtag von Sachsen-Anhalt am,28. April 2022 beschlos­
sen, einen Opferhilfefonds Sachsen-Anhalt einzurichten. 
Ziel dieses Fonds ist, dass Opfer von Gewalt schnell und 
unbürokratisch Hilfe erhalten. 

2. Zweck des Opferhilfefonds

Das Land Sachsen-Anhalt gewährt In Fällen von schweren
Gewalts.traftaten von landesweiter Bedeutung, insbeson­
dere in Fällen von darauf beruhenden Großschadensereig­
nissen und Terroranschlägen, Betroffenen bei schweren 
körperlichen oder seelischen Gesundheitsschäden und im 
Todesfall den Angehörigen nach billigem Ermessen ein­
malig eine Hilfeleistung. 

Die gewährte pauschale Hilfeleistung ist Ausdruck von 
Verantwortung, Solidarität und Mitgefühl gegenüber Mit­
gliedern unserer Gesellschaft, die einen schweren Schick­
salsschlag erlitten haben. Sie ist insbesondere bei Terror­
anschlägen oder Attentaten mit landesweiter Bedeutung 
auch Ausdruck des gemeinsamen Einstehens aller für 
unsere Grundwerte und unsere offene Gesellschaft - unab­
hängig von rechtlichen Schuldbegriffen. Sie wird als unter­
stützende Hilfeleistung zur Anerkennung des erlittenen 
Unrechts und Leids gewährt. 

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung der Hilfeleistung 
besteht nicht. 

3. Anwendungsbereich

Schwere Gewaltstraftaten im Sinne dieser Richtlinie sind
in entsprechender Anwendung insbesondere die in § 89c 
Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 2 des Strafgesetzbuches aufgeführten 
Straftaten, durch welche das Opfer schwere körperliche 
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12. lnl<rafttreten

Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2019 in Kraft.

An 
die Zentrale Anlau(slello ror dio Op(er und deren Angehörige In Fällen von 
Terrorismus und sonstigen aur Strortoton boruhonden Großschndenserelg• 
nlsson 
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